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im Ergebnisplan mit

120.160.000 €

123.440.000 €

112.810.000 €

114.640.000 €

9.070.000 €

27.620.000 €

18.550.000 €

8.380.000 €

18.525.000 €

28.937.500 €

0 €

3.280.000 €

Haushaltssatzung der Stadt Brühl für den Haushalt 2017
Haushaltssatzung.doc)

Aufgrund der §§ 78 ff der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der

Bekanntmachung vom 14.07.1994(GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom

18.09.2012 hat der Rat der Stadt Brühl mit Beschluss vom 12.12.2016 folgende Haushaltssatzung

2017 erlassen.

§ 1

im Finanzplan mit

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der laufenden

Verwaltungstätigkeit auf

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der 

Finanzierungstätigkeit auf

dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der 

Finanzierungstätigkeit auf

dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der laufenden

Verwaltungstätigkeit auf

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der

Investitionstätigkeit auf

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2017, der die für die Erfüllung der Aufgaben der

Gemeinden voraussichtlich erzielbaren Erträge und entstehenden Aufwendungen sowie

eingehenden Einzahlungen und zu leistenden Auszahlungen und notwendigen

Verpflichtungsermächtigungen enthält, wird festgesetzt:

dem Gesamtbetrag der Erträge auf 

dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf

dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der

Investitionstätigkeit auf

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, die

zur Leistung von Investitionsauszahlungen in künftigen

Jahren erforderlich sind, wird festgesetzt auf

§ 4

Die Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage aufgrund

des voraussichtlichen Jahresergebnisses im Ergebnisplan

wird festgesetzt auf

Die Inanspruchnahme der allgemeinen Rücklage

aufgrund des voraussichtlichen Jahresergebnisses im

Ergebnisplan wird festgesetzt auf

§ 2

Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für

Investitionen erforderlich ist, wird festgesetzt auf

§ 3






